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Vor einemMonat freuten sich die Berner Behörden noch: Der
neue Anlauf für die Überbauung des Viererfelds stosse auf
«breite Zustimmung». Doch die Gegnerwerden im Januar einen
Verein gründen. DerWiderstandwerde noch grösser sein als beim
letztenMal, kündenMarkusMing und Peter Camenzind an.

«Das zweite Viererfeld-Projektwird mehrGegner haben als das erste»
STADT BERN STREIT UMS BAULAND

Als die Stadtbehörden vor ein
paar Wochen ihr neues Projekt
für die Überbauung des Vierer-
felds vorstellten, waren sie zu-
versichtlich: Der neue Wohn-
raum für 3000 Personen stosse
auf breite Zustimmung, freuten
sie sich, nachdem sie Stadtpoliti-
ker und Organisationen um ihre
Meinung gefragt hatten.
Doch nun ist klar: Gegen die

Pläne formiert sich Widerstand.
«Es wird vermutlich sogar noch
mehr Gegner geben als vor zehn
Jahren», kündet Markus Ming
an. Er war einst Mitinitiant der
«IG Viererfeld natur(e)». In die-
ser Gruppe hatten sich Quartier-
bewohner zusammengetan und
bekämpften gemeinsammit dem
Länggass-Leist die Überbauung
des grünen Naherholungsge-
biets. Mit Erfolg: Das erste Pro-
jekt – «Viererfeld zum Wohnen»
– ist im Jahr 2004 mit 51,7 Pro-
zent der Stimmen abgelehnt
worden.

«Nichts ist besser geworden»
Nun kommen die Stadtplaner
mit demneuenProjekt «Stadt am
Wald». Dieses Mal soll nur noch
die Hälfte des Viererfelds über-
baut werden. Die andere Hälfte
bleibt grün. Doch das überzeugt
die Gegner nicht: «Nichts an der
Überbauung ist wirklich besser
als vor zehn Jahren», kritisiert
Peter Camenzind, Präsident der
IG Äussere Enge. Diese Anwoh-
nergruppe wird schon bald Un-
terstützung erhalten. Im Januar

würden die Gegner der Vierer-
feld-Überbauung einen neuen
Verein gründen, künden Peter
CamenzindundMarkusMing an.
Wer dabei sein und wie der Ver-
einheissenwird, stehtnochnicht
fest. Camenzind erwartet aber
wie Ming, dass der Widerstand
grösser sein werde als beim ers-
ten Projekt. «Es werden zwar
auch Leute der ehemaligen ‹IG
Viererfeld natur(e)› dabei sein.
Aber es wird nicht mehr nur eine
Gruppe von Anwohnern sein.»

Hinterbänkler gegen den Rest
Markus Ming begründet den
angekündeten Widerstand: «Der
Boden auf dem Viererfeld ist zu
wertvoll zum Überbauen.» Und
zwar vor allem deshalb, weil mit
dessenÜberbauungkein einziger
Quadratmeter Boden in der Ag-
glomeration gerettet werde, son-
dern andernorts trotzdem wei-
tergebaut werde.«Es ist sinnlos,
in der Stadt die letzten Grünflä-
chen zu opfern, solange nirgends
im Gegenzug Bauland reduziert
wird.»DieseHaltung hätten heu-
te mehr Menschen als vor zehn
Jahren, glaubtMing. Damals hät-
ten sich vor allem die Länggass-
Bewohner gegen die Viererfeld-
Überbauung gewehrt. DiesesMal
kämen die Gegner aus allen
Quartieren.
Bei den Politikern hingegen

hat das Projekt bisher grosse Zu-
stimmung gefunden. Ausser bei
den linken Kleinstparteien: «Wir
drei aufdenhinterstenStadtrats-

bänken sind derzeit noch die ein-
zigen Parteien, die gegen die
Überbauung sind», räumt Luzius
Theiler ein und meint damit sich
als Vertreter der Grünen Partei –
Demokratische Alternative,
Christa Ammann von der Alter-
nativenLinken undRolf Zbinden
von der Partei der Arbeit.

Wie reagiert die Stadt?
Luzius Theiler findet: «Es ist ab-
solut unnötig, diesen wichtigen
Erholungsraum zu überbauen.»
Die erhofften billigen Wohnun-
genwerde es dort sowieso nie ge-
ben. Und teure Wohnungen gebe
es bereits genug in der Stadt.
«Sonst müssten die Wohnungen
inBrünnennichtmitPlakaten im

LÄNGGASSE

Widerstand des Leists Auch der
Länggass-Leist will gegen
eine Überbauung des Viererfelds
kämpfen. An der Hauptver-
sammlung im letzten Juli hatten
sich 95 Prozent der Anwesenden
für die Nein-Parole ausgespro-
chen. Mit diesem Entscheid der
Basis im Rücken legt der Vor-
stand nun im Rahmen der Mit-
wirkung ein Argumentarium vor.
Zum einen sei das Viererfeld die
einzige grössere Grünfläche im
Quartier, welche allen Bewoh-
nern die Möglichkeit für Spazier-
gänge in unmittelbarer Nähe
biete. Zudem sei eine Verbauung
von Fruchtfolgefläche nicht ver-

antwortbar. ImWeiteren würden
die Viererfeld-Pläne den Anlie-
gen der kantonalen Kulturland-
initiative widersprechen, für die
nun Unterschriften gesammelt
würden. Der Vorstand des Läng-
gass-Leists argumentiert zudem,
dass in der Stadt andere Über-
bauungen geplant seien oder
möglich wären, etwa im Raum
Ausserholligen. Problematisch
seien auch die hohen Investitio-
nen. Es sei kaummöglich, auf
dem Viererfeld günstigeWoh-
nungen zu erstellen. Fazit des
Leists: Die Eile, die letzte Grün-
fläche in der Länggasse zu über-
bauen, sei nicht angebracht. wrs

Tram propagiert werden.» Thei-
ler prophezeit sogar, dass nicht
nur in der Bevölkerung, sondern
auch bei den bisher wohlgesinn-
tenPolitikernderWiderstandge-
gen das Projekt wachsen werde.
«Die Vorstellungen über das, was
auf dem Viererfeld gebaut wer-
den soll, sind so unterschiedlich,
dass es garantiert neue Gegner
gebenwird, je konkreter das Pro-
jekt wird», sagt Theiler.
Ein Beispiel: Das Grüne Bünd-

nis will mehr günstige Wohnun-
gen. Der Verein Läbigi Stadt
verlangt bereits eine deutliche
Reduktion der Parkplätze. Die
Bürgerlichen hingegen möchten
möglichst wenig Vorgaben, weil
jede Auflage für den Wohnungs-

bau auf dem Viererfeld dessen
Realisierung erschwere.
Deshalb ist Theiler zuversicht-

lich: «Die Überbauung wird auch
diesmal verdientermassen vom
Volk versenkt werden.» Wie die
Stadt auf den Widerstand gegen
die Viererfeld-Pläne reagieren
will, kann der zuständige Pro-
jektleiter Laszlo Litzko noch
nicht sagen. Bis gestern konnten
sich die Bevölkerung sowie Un-
ternehmen und Organisationen
zur geplanten Überbauung äus-
sern. ImJanuarwill das Stadtpla-
nungsamt die Eingaben auswer-
ten. Im November 2014 soll die
Volksabstimmung zur Vierer-
feld-Überbauung stattfinden.

Esther Diener-Morscher

Wohnraum für 3000Menschen:Die Stadt Bern plant auf demViererfeld eineWohnsiedlungmit Häusern, so hochwie das Burgerheim (Hochhaus, angrenzend an die Baumallee links imBild). Gegen das Projekt formiert sich nunWiderstand. Andreas Blatter

STADT BERN Nach den Kra-
wallen bei der Reitschule
spricht Gemeinderat Reto
Nause von einer nötigen poli-
tischen Antwort. Und er stellt
die Strukturen infrage, die
militanten Gruppen erlauben
würden, den Takt anzugeben.

Reto Nause, der Gemeinderat
verurteilt die Ausschreitungen
vomWochenende undwertet
die Gesprächsverweigerung der
Reitschule als «nicht tolerier-
bar». Aber was passiert nun?
RetoNause: Es braucht eine poli-
tische Antwort des Gemeinde-
rats. Wie diese ausfällt, kann ich
nicht sagen. Die Diskussion hat
noch nicht stattgefunden.
EineMöglichkeit sind finanzielle
Kürzungen, oder die Stadt sis-
tiertdenVertrag.DasPapierwird
offensichtlich nicht eingehalten.

Wie gesagt, ich will der Diskus-
sion nicht vorgreifen.
Die gleiche Diskussionwie jetzt
wurde auch nach den letzten
Ereignissen geführt. Aber es
geschah nichts.Weshalb nicht?
Solche Entscheide hängen auch
mit den politischen Mehrheiten
zusammen und damit, obman zu
einer übereinstimmenden Lage-
beurteilung kommt. Wer noch
nie an einer Demo war, sieht die
Situation eventuell anders. Und
ich glaube, dass auch inderNacht
auf Sonntag 95 Prozent der Reit-
schule-Besucher garnichtmitbe-
kamen, was passiert ist. Oder sie
wollen es nicht wahrhaben.
Die politischenMehrheiten in
Bern verhindern also, dass in
Sachen Reitschule gehandelt
wird.
Es istnichtnurbeiderReitschule
so, sondern überall: Für jeden

«Militante Gruppen setzen sich in der Reitschule durch»
Entscheid braucht es eine politi-
scheMehrheit.
Unabhängig von der politischen
Zusammensetzung stellt sichdie
Frage, weshalb es sich der Ge-
meinderat bieten lässt, dass die

Reitschule Sitzungen schwänzt
wie jene Anfang Dezember.
Auch das wird diskutiert. Aber
es geht um eine Grundsatzfrage.
Die Reitschule-Trägerschaft hat
Strukturen, denen die Verbind-

lichkeit fehlt. Die Gespräche ver-
laufen in der Regel konstruktiv
und in angenehmem Rahmen.
Aber nachdemdieThemen in der
Vollversammlung der Reitschule
waren, kommt ein schroffesNjet.
Also stellt sich die Frage nach ei-
ner neuen Trägerschaft.
Wie soll die aussehen? Die Reit-
schule definiert sich unter ande-
rem über ihre basisdemokrati-
schen Gremien.
Gewisse Reitschule-Vertreter
distanzieren sich von den mili-
tanten Gruppen. An den Vollver-
sammlungen können sich aber
anscheinend genau diese mili-
tanten Gruppen durchsetzen.
Das geht nicht auf.
Eine gewaltbereiteMinderheit
bestimmt aufgrund der Struktu-
ren also den Kurs der Reitschule.
Ich erhalte aus Reitschule-Krei-
sen unterschiedliche Zeichen.

Sicherheitsdirektor RetoNause (CVP): Entscheide rund umdie Reitschule
hängen für ihn auch davon ab, ob alle die Lage gleich einschätzen. Urs Lindt

MENSCHENHANDEL In
einem der grössten Fälle
vonMenschenhandel in der
Schweiz hat das bernische
Obergericht eine Strafe leicht
erhöht: Der Ehemann der
Haupttäterin nahm aus Sicht
des Gerichts einewichtigere
Rolle ein, als dies die Vor-
instanz befand.

Sechseinhalb Jahre Gefängnis
für die Haupttäterin, eine teil-
bedingte Freiheitsstrafe von 36
Monaten für ihren Ehemann: So
lautet das Urteil des bernischen
Obergerichts in einem der gröss-
ten Fälle vonMenschenhandel in
der Schweiz. Das Obergericht be-
stätigtdamitdasUrteil derersten
Instanz grösstenteils, erhöht je-
doch die Strafe für den Mann
leicht. «Ohne seine Hilfe hätte
dieFraunicht in diesemAusmass
ihre Geschäfte führen können»,
sagte Oberrichterin Franziska
Bratschi gestern bei der Begrün-
dung des Urteils. Das Ausmass
dieser Geschäfte war beachtlich:
In 50 Fällen wurde die Thailän-
derin wegen Menschenhandel
und Förderung der Prostitution
schuldig gesprochen. Ihr Schwei-
zer Ehemann machte sich der
Gehilfenschaft schuldig. Das
Obergericht sieht seinen Tatbei-
trag«haarscharf anderGrenzezu
Mittäterschaft».

Frauen wieWare «verteilt»
Die 43-jährige Haupttäterin ar-
beitete jahrelang selber als Pros-
tituierte. Im Jahr 2007 eröffnete
sie einen Sexsalon im Kanton
Thurgau. Die Thailänderin re-
krutierte in ihrer Heimat Frauen
und Transvestiten und vermit-
telte diese anBordelle in der gan-
zen Schweiz, so auch nach Bern.
«Sie hat die Frauen wieWare aus
dem Katalog verteilt», sagte
Staatsanwältin Sarah Wildi in
ihrem Plädoyer vor dem Ober-
gericht. Sie beantragte für die
Haupttäterin eine höhere Frei-
heitsstrafe, als diese die erste In-
stanz ausgesprochen hatte: neun
statt sechseinhalb Jahre (Aus-
gabe vom Freitag).
Das Obergericht bestätigte

aber gestern die sechseinhalb
Jahre,welchedieThailänderin in
der Frauenstrafanstalt Hindel-
bank absitzt. Es gewährte der
Salonchefin einen höheren «Ge-
ständnisrabatt» als die Vor-
instanz. 30 von ursprünglich 57
Opfern des Menschenhandels
waren den Strafverfolgungsbe-
hördennurdeshalbbekannt,weil
die Salonchefin von sich aus die
Namen ins Spiel gebracht hatte.
«Wenn sie nichts gesagt hätte,
hätten die Behörden einen
schwierigen Stand gehabt», sagte
Oberrichterin Bratschi gestern.
Die von der Staatsanwaltschaft

geforderte höhere Freiheits-
strafe und der «Rabatt» für das
Geständnis hätten sich in etwa
aufgehoben, sodassdie vomRegi-
onalgericht Bern-Mittelland ver-
hängten sechseinhalb Jahre auch
demObergericht als angemessen
erschienen. Der Verteidiger der
Haupttäterin hatte eine Redukti-
on der Strafe auf viereinhalb
Jahre beantragt. Er argumen-
tierte damit, dass die Frau nicht
als eigentliche Drahtzieherin des
Menschenhändlerrings bezeich-
net werden könne.
Das Obergericht sah aber die

Rolle der Haupttäterin als nicht
soharmlos: Sie habe gezielt Frau-
en angeworben und angestellt,
die keine Bewilligung hatten.
Denn diese seien «fleissig und
motiviert, Geld zu verdienen».
Das waren die Frauen vor allem
deshalb, weil sie bei der Salon-
chefin ihre Schulden abarbeiten
mussten. MirjamMesserli

Obergericht
verschärft
eine Strafe
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WOHLEN Als Gemeindeprä-
sident wurde er abgewählt,
nicht aber als Gemeinderat.
Eduard Knecht (FDP) lässt mit-
teilen, dass er im Rat bleibt.

Mit einem fünfzeiligen Com-
muniqué teilte die FDP Wohlen
gestern mit, dass Eduard Knecht
sich entschieden hat, «als ge-
wählter Gemeinderat von Woh-
len das ihm zustehende Mandat
anzunehmen». Dazu Parteipräsi-
dent Christian Lauterburg: «Er
wurde als Gemeinderat gewählt
und hat Anspruch auf diesen
Sitz.» Knecht habe sich entschie-
den, diese Wahl anzunehmen. Er
und der zweite FDP-Gemeinde-
rat Michael Heinz Hänzi können
auf die Unterstützung der Partei
zählen. «Der Vorstand wird eng
mit denFDP-Gemeinderäten zu-

sammenarbeiten», so Lauter-
burg.
Damit steht der 59-jährige

Eduard Knecht nach seiner
Abwahl als Gemeindepräsident
nicht ohne Job da. Nebst einer
jährlichen Rente von 72000
Franken wird er als nebenamtli-
cher Gemeinderat mit 20000
Frankenentschädigt. Knecht sel-
berwar gestern für eine Stellung-
nahme nicht zu erreichen. lfc

Eduard Knecht bleibt
imGemeinderat

Gemeinderat Eduard Knecht. ubl

«Militante Gruppen setzen sich in der Reitschule durch»
Einige Vertreter sagen, sie wür-
den von bestimmten Gruppen
eingeschüchtert. Andere sehen
das nicht so. Das hängt eben von
der Zusammensetzung der Reit-
schule-Delegation ab, die ständig
wechselt. Und das ist das Prob-
lem: Es fehlt die Verbindlichkeit.
Hat die Stadt schon zum nächs-
ten Gespräch eingeladen?
Das nächste reguläre Gespräch
soll im März 2014 stattfinden.
Aber persönlich bin ich der Mei-
nung, dass das nicht entschei-
dend ist. Es ist schwierig, mit ei-
ner Institution zu arbeiten, wel-
che die Polizei, den Sicherheits-
direktor und die Gassenarbeit
von Pinto ablehnt. Da kommt die
Stadt an Grenzen. Und genau
deshalbbraucht es jetzt einepoli-
tische Antwort des Gemeinde-
rats auf diese Situation.

Interview:Wolf Röcken

Damals dagegen, heute dagegen:MarkusMing amAbstimmungswochenende
vor 9 Jahren, als das erste Viererfeldprojekt an der Urne versenktwurde. Walter Pfäffli

Waren für eine Überbauung:Der damalige Regierungsrat Urs Gasche (SVP, später BDP)
und der damalige Gemeinderat und heutige Stadtpräsident Alexander Tschäppät (SP). Urs Baumann

WANKDORF Tragischer
Unfall am Sonntagabend beim
Bahnhof Bern-Wankdorf:
Zwei Schwesternwurden von
einem Intercity erfasst und
getötet. Die Hintergründe des
Unfalls sind laut der Polizei
noch unklar.

Ein tragischer Vorfall hat sich im
Bahnhof Bern-Wankdorf ereig-
net. Bei der Alarmzentrale ging
am Sonntag um 18.40 Uhr die
Meldungein, eshabesicheinPer-
sonenunfall ereignet. Die ausge-
rückte Polizeipatrouille fand auf
dem Perron zwei Frauen, bei de-
nen nur noch der Tod festgestellt
werden konnte. Gestern Abend
konnte die Polizei die beiden ver-
storbenen Frauen formell identi-
fizieren, wie sie mitteilte. Dem-
nach handelt es sich um zwei
32- beziehungsweise 33-jährige
Schwestern aus der Region Bern.
Gemäss ersten Erkenntnissen

derBernerKantonspolizeiwaren
die zwei Schwestern vom Inter-
city-Zug Genf–St.Gallen (Bern
ab 18.32Uhr) erfasstworden.Der
Lokführer konnte demnach trotz
Schnellbremsung den Unfall
nicht mehr verhindern. Der Zug
kamkurznachdemBahnhof zum
Stillstand.
EinBeobachterwill gemässder

Onlineausgabe von «20 Minu-
ten» gesehen haben, dass die bei-
den Frauen auf dem Perron ran-
gelten. Die Polizei äussert sich
dazu nicht.

Frauen wurden identifiziert
«Die Hintergründe und der ge-
naue Hergang des Unfalls sind
noch immer unklar», sagte ges-
tern Abend eine Sprecherin der
Berner Kantonspolizei. Es wür-
den umfangreiche Ermittlungen
laufen.
Mehrere Hundert Passagiere

mussten am Sonntagabend we-
gen des Unfalls auf einen ande-
ren Zug umsteigen und setzten
ihre Reise mit Verspätung fort.
Es kam in der Folge zu Zugaus-
fällen bei der S-Bahn in der
Region Bern. Auch im Fern-
verkehr mussten die Passagiere
mit etwas längeren Reisezeiten
rechnen.

Polizei sucht Zeugen
Umzuklären,wie es zumTodder
beiden Frauen gekommen war,
sucht die Kantonspolizei Bern
Zeugen. Insbesondere sind Per-
sonen gesucht, die am Sonntag
in der S4 der BLS von Burgdorf
Richtung Bern unterwegs waren
(Bern Wankdorf fahrplanmässig
ab 18.35 Uhr). rub/wid/pd

Zwei Frauen
wurden von
Zug erfasst

REAKTIONEN

Der Gemeinderat verurteilt die
Randale. Er fordert eine deutliche
Distanzierungder Betreiber von
solch gewalttätigenÜbergriffen
sowieMassnahmen, die verhin-
dern,dasssichGewaltbereite indie
AnonymitätderReitschulezurück-
ziehen können.Der Verband
Schweizerischer Polizeibeam-
ter verurteilt die Tat «aufs Schärfs-
te», äussert «grosse Betroffenheit»
überdieVorfälle,diedreiverletzten
Polizistenund fordert «endlichpo-
litische Konsequenzen». Genau
gleichwie die städtische SVP in
einerMitteilungmitdemTitel «Die
Gewaltkultur schlägtwieder zu».
Die SVP fordert, dass Sicherheits-
direktorNause «endlich von sei-
nenGemeinderatskollegenunter-
stützt»werde,undverlangtdie so-

fortige Kündigungdes Leistungs-
vertrags.
Regierungsstatthalter Chris-
toph Lerchbezeichnet das Klem-
mender Ikurander letztenSitzung
als «inakzeptabel». Bleibe es nicht
beimeinmaligenAusrutscher,
müsseman «sich fragen, ob die
Situation für alle Beteiligten
stimmt».Der Dialog sei in «kri-
tischem Zustand». Lerch steckt
mit der Reitschule in Verhandlun-
genzumSicherheitskonzeptsowie
zumLärmschutz.Ansprechpartner
ist der Inhaber des Gastgewerbe-
patents der Reitschule. ZumEnde
der verlängerten Frist EndeNo-
vember hat die Reitschule Lerch
einüberarbeitetesSicherheitskon-
zeptvorgelegt.LerchgibtBeispiele:
Die Fluchtwege seiennun auf

mehreren Plänen eingezeichnet.
Und es sei definiert, beiwelchem
Publikumsaufmarschwie viel Si-
cherheitspersonal der Reitschule
nötig sei. Das Papier ist nochnicht
in Kraft, es liegt nunder Stadt vor.
RetoNause spricht von «markan-
tenVerbesserungen», schränkt
aber ein:«Darüber redenwir seit
Jahren. Es geht darum, dass es
auchgelebtwird.» BeiMassnah-
mengegen Lärm (Türen, Fenster)
hat die Reitschule bis Ende Januar
Zeit. Bei denbetrieblichenMass-
nahmen(Zeiten,Dezibel) seiermit
demWirt «imGespräch», sagt
Lerch und erwähnt die «Möglich-
keit, Bussen auszusprechenund
Auflagen zu verschärfen», sollten
Bestimmungennicht umgesetzt
werden. wrs
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